


Stiftungsrecht

Jahrbuch 2009

Dr. Maximilian Eiselsberg
Rechtsanwalt in Wien

RECHT

Wien ' Graz 2009

herausgegeben

von



Peter KUNZ und Daniel LIEMBERGER

Die Vergütung des Stiftungsvorstandes -
Uberlegungen zu erfolgsabhängigen
Vergütungsmodellen

lnhaltsübersicht

1. Díe aktuelle Diskussion zu Vergütungsmodellen bei
Aktiengesellschaften ..................170

2.

2.1.

2.2.
2.3.

2.4.

3. Die erfolgsabhängige Vergütung des Stiftungsvorstandes........................ 179
3.1. Gesetzlicher Rahmen für die Vergütung des Vorstandes einer

Privatstiftung .........1Tg
3.2. Soll die Vergütung des Vorstands einer privatstiftung (zum Teil)

erfolgsabhängig sein? ................1g0
3.3. Was ist bei erfolgsabhängigen Vergütungsregelungen für

Stiftungsvorstände zu bedenken? ................... 1192
3.3.'l . Vergütungsregelung und Stiftungszweck müssen aufeinander

abgestimmt sein.............. .....................192
3.3.2. lst der Jahresüberschuss der privatstiftung als Berechnungs-

basis für eine Erfolgsbeteiligung geeignet? .............. 1g3
3.3.3. Jahresüberschuss und Zuwendung an Begünstigte......................194
3.3.4. Mehrjähriger Durchrechnungszeitraum als Berechnungsbasis...... 1g4
3.3.5. Nachhaftung.......... .........18S
3.3.6. Formeln (ohne Ermessen) oder Richflinien (mit

Ermessensspielraum) ..... 195
3.3.7. lst die Vergütungsregelung für den Stiftungsvorstand attraktiv

genug?......... ...................1g6
3.3.8. Was spricht gegen einen erfolgsabhängigen Vergütungsanteil?... 1g7

4. Zusammenfassung........... ..........197

25

169



Peter KUNZ und Daniel UEMBERGER

1. Die aktuelle Diskussion zu Vergütungsmodellen bei
Aktiengesellschaften

?iedgllbj?d?1, Flexible Vergütung - Das Ende der Setbstbereicherung, FAZ vom
10. 12.2008, online im lnternet unter URL:
https://www.faz. nevs/RubEC I A cF E1EE27 4cB1 BcD362 1 EFb55c83c/Doc-EA093B
5E635A44A06 B7 EF7 7 SS A9F 7 B22F - AT pl-Ecommo n -Scontent. htm I

(Stand 31. 1.2009).

170



Die Vergütung des Stiftungsvorstandes

erkennbar sein, wie das Entlohnungssystem funktionieft. So könnten lnvestoren

und Kunden dieses System mit einbeziehen, wenn sie darüber entscheiden, mit

diesem Unternehmen Geschäfte zu machen.

Privatstiftungen aufgrund des Stiftungszwecks ergibt, einfließen.

2. Lösungsansätzefür,,nachhaltige" Management'
Vergütungsmodelle bei AktiengesellsGhaften

2.1. Ein,,Fünf Jahres-Modell" als probates System der
Managementvergütung?

ch Tödtmann/Bronisch h -
hres zugrunde gelegt, der

Vorstandsmitglieds we eb-

und auf diese Weise ner

Gesamtschau die konkrete Leistung des Vorstandsmitglieds dazu geführt hat,

dass die Gesellschaft in den fünf Jahren seiner Tätigkeit einen Gewinn oder

einen Verlust erzielt hat. Eine derartige Konstruktion soll verhindern, dass

das Vorstandsmitg ie-

rung im ersten Ge on

Betéiligungen, aus tig

Gewinne auszuwe en

möglicherweise ausgleichen und insgesamt zu einem ,,Null-Ergebnis führen.

Wer im ersten Jahr seiner Vorstandstätigkeit zB einen Verlust von 100 Millio-

wicklung des Aktienkurses statt an Gewinn und Verlust der Gesellschaft. Hier

könnte étwa vereinbart werden, dass die variable Vergütung nur dann fällig wird'

wenn der Aktienkurs am Ende der Amtszeit im Vergleich zum Aktienkurs bei Amts-

antritt gestiegen ist.6 Eine Folgevariante dieses Modells wäre die Anknüpfung

4

Executive Compensation (2008) 15 ff verwiesen.

5 Tödtmann/Bronisch, Verlustbeteiligung von Mitgliedern des AG-Vorstands, Der

Aufsichtsrat 05/2008, 69 ff.
6 Fonkin Semler/v Schenk, Arbeitshandbuch für AufsichtsratsmitgliedeÉ e009) Rz 122ff .
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der variablen Vergütung nicht an den absoluten Kursgewinn, sondern an die Ent-
wicklung des Aktienkurses im Verhältnis zu einem bestimmten Börsen- oder
Branchenindex.

handkontolösung wäre der umstand, dass der Vorstand durch die jährlichen
Kontoauszüge den erreichbaren Bonus stets vor Augen hätte.

Als weitere denkbare Varianten schlagen Tödtmann/BronischT vor, im Anstel-
lungsvertrag eine angemessene prozentuelle Herabsetzungsautomatik der vor-

vergütung im gleichen prozentualen Verhältnis herabsetzen zu können wie Kurs-
verluste der Aktie seit Beginn der Vorstandstätigkeit eingetreten sind oder eine
He ung in prozentualer Entsprechung mit denein pital. Gleichsam als Richtschnur für derartige
Ve

,,Je höher die absolute Vorstandsvergütung, umso niedrigçr sollte die
Schwelle für eine Herabsetzung der Vergütung im Veftrag festgelegt wer-
den.''

2.2. Aktienoptionen a ls n ach ha lti ges An reizsystem?

lm Zuge der Einführung bzw umgestaltung von corporate-Governance-kompa-
tiblen Anreiz- und Vergütungssystemen und hier insbesondere Aktienoptions-
programmen (AoP) ist nach Büchele die Gefahrenquelle der zumindest poten-
ziellen Fehlorientierung von Führungskräften zu bedenken, die ihre Aufmerk-
samkeit einseitig auf Aktivitäten ausrichten, welche den größten Einfluss auf ihre
Entlohnung haben.'

Wenngleich durch steigende Differenzierung und Flexibilisierung hinsichtlich
sich ändernder Variablen in einer sich stets weiter entwickelnden Wirtschaft auch
die Komplexität von AoP erhöht wird, ist für die Anreizfunktionlo eines Aop die

Peter KUNZ und Daniel LIEMBERGER

7 Tödtmann/Bronisch, Verlustbeteiligung von Mitgliedern des AG-Vorstands, Der Auf-
sichtsrat 05/2008, 69, zwar basierend auf deutschem Aktiengesetz, aber in seinen
grundsåtzlichen überlegungen auch auf Osterreich adaptierbai.

8 Tödtmann/Bronìsch, Verlustbeteiligung von Mitgliedern des AG-Vorstands, Der
Aufsichtsrat 0512008, 69 (71 ).9 Büchele, corporate-Govemance-kompatible Anreiz- und Vergùtungssysteme für Füh-
rungskräfte unter besonderen Berücksichtigung von Aktienoptionen, GesRZ 2004,
(Teil 1) 165 und (Teil 2)240,253 mwN; Fonkin Semter/v Schenk,ARHdbs, Rz132ff .

10 Haunold/Havranek, Zielselzungen, Funktionen und Qualitätserfordernisse der Exe-
cutive compensation, in schuster/Gröhs/Havranek, Executíve compensation, i5
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Die Vergütung des Stiftungsvorstandes

zu erlangen.
Ein iweckmäßig strukturiertes Optionsprogramm sollte (kuz zusammen-

gefasst) folgende Kriterien beinhalten:''

- Der Basispreis, zu dem die option ausgeübt werden kann, sollte sich an

einem Durchschnittskurs während eines bestimmten Zeitraums vor Options-

ürde (das ist die Steigerung des Kurses
ie Aktienoption aÚsgeübt werden kann)
ese weder so hoch angesetzt sein sollte,

dass sie keine motivierende Wirkung entfaltet, noch sollte sie derart niedrig

ewertung festgelegt wird und sich dann Gewinne schon

s der frühere Kurs wieder erreicht wird.
Ausübung der Option von zumindest zwei bis örei Jah-

11

12

13

14



Peter KUNZ und Daniet LIEMBERGER

A bei ,,Stock Appreciation Rights,, (SARs) oder,,Pha kann in diesem Beitrag ãus ilatzgrundennicht schluss dieses Abschnittes wird als Denkan-
reiz die pointiert formulierte Frage von Eiselsberg hinsichflich der sinn- und
Zweckmäßigkeit von AOp gestellt:

,,Srnd Sfock Options ein Teil des problems oder ein Teit der Lösung?,^7

2.3. soziale und gesellschaffliche Erfolgskriterien als Elemente
variabler Vergütungssysteme?

Die EU-Kommission definiert csR ebenso unter Bezugnahme auf das stake-
holder-Konzept als:

und Bedürfnissen der verschiedenen Stakeholder herzustellen',.1s

und bemerkenswerten Studie im Auftrag der Hans Böckler
Bedürfnis und die Durchführbarkeit der lmplementierung

ellschaftlichen Erfolgskriterien in variablen Vergütungssys_

15 Büchele, corporate-Governance-kompatible Anreiz- und vergütungssysteme für
Führungskràfte unter besonderen Berücksichtigung von nktiénoptionán, GesRZ
2004, (Teil1) 165 und (Ieit2)24o,249.

16 Dehn/WolfiZehe¿ner, Aktienoptionsrecht (2003) 46 mwN; F/ifsch Gesellschaftsrecht-
liche Frage der Executive compensation, in schuster/Gröhs/Hravanek, Executive
Compensation, 55 ff.

17 Eiselsberg/Haberer, RWZ20O4, 65 ff.
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ln dieser Studie erweitern die Autoren unter anderem die Diskussion über die

lnstallatio ls va ent für

Manager Foku steige-

rungeñ al ungs einsei-

tigJGewi " als gelegt

werde.
Diese ausnahmslose Konzentration auf den Shareholder Value ezürnt insbe-

sondere dann die Gemüter der Öffentlichkeit, Medien und Politik, wenn Manager

Entscheidungen treffen, die sich 7 âuswirken,
jedoch nacnteitig auf wichtige Ansp ; beispiels-

weise, wenn ein wirtschaftlich gesu tlassungen

vozunehmen, und dadurch der Aktienkurs des unternehmens und - als Konse-

nicht nur die Ziele der Anteilseigner (Shareholder) in der Zielformulierung der

metern. Diese Präzisierung könnte durch Heranziehung des Konzeptes der^CSR,

dem in den letzten Jahren vermehrt Aufmerksamke¡t zúte¡l wurde, erfoþen.23

Grundsätzlich sollte nach Eckardstein/Kronlechner bei der Einbeziehung so-

zialer Erfolge in die Vorstandsve ngs-

systeme m¡t dem charakteristisch und

Ñebenleistungen als KomPonen den,
jedoch erweitãrt um konzeptionell dem

sich soziale Erfolge, wie zB

- die Zufriedenheit der Beschäftigten und der Kunden,

- das Angebot von Ausbildungsplätzen,

- eine Übererfüllung von Umweltschutzauflagen oder

- die Absicherung eines standorts als Beitrag zur Entwicklung der Kommune,

Die Vergütung des Stiftungsvorstandes

Vgl die ausführliche Darstellung von Büchele, GesRZ 2004, 165 (Teil 1) und 240

(Teil2) 243 tÍi Eiselsberg/Haberer, RWZ 2004, 65 ff.

Fleischer, Hdb Vorstandsrecht, $ 'l Rz 31 mwN.

Eckardstein/Kronlechner, Die Berücksichtigung der gesellschaftlichen Funktion

großer Kapitalunternehmen in r die Mitglieder von Vorständen -

Ãrbeitspapier im Auftrag der (2008), online im lnternet unter

URL: http://www.boeckler.de/ rdstein.pdf (Stand 31. 1. 2009)'
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Peter KUNZ und Daniel LIEMBERGER

Ziel hierbei soll sein, das Vergütungssystem so anzulegen, dass Vorstände ihr
Zieleinkommen, das sie bislang ausschließlich durch die Erreichung wirtschaft-
licher Ziele realisieren konnten, zukünftig nur erhalten, wenn sie neben wirt-
schaftlichen Zielen auch soziale Ziele erfolgreich anstreben.2a

2.4. Vorstandsvergütung Neu - das aktuelle Beispiel

Aufgrund der gegenwärtigen Krise im Finanzsektor bemühen sich auch die ers-
ten Banken bereits um die umsetzung neuer bzw sprechen eine notwendige
Änderung bestehender Vorstandsvergütungsmodelle an. Unter den internationalen
Großbanken hat - soweit ersichtlich - die schweizer UBS als einziges Finanz-
institut nunmehr ab dem Geschäftsjahi 2009 ein neues Vergütungssystem für
ihren Führungskader samt der lmplementierung eines neuen Bonus-Malus-
systems eingeführt. Nach den eigenen Angaben der UBS war ihr variables Ver-
gütungssystem stark auf kuzfristige Ergebnisse ausgerichtet, ohne Berücksich-
tigung der Qualität oder Nachhaltigkeit der Performance. Dieses neue Vergü-
tungssystem funktioniert zusammengefasst wie folgt:25

- Der Verwaltungsratspräsident erhält künftig ein fixes Honorar in bar und eine
fixe Anzahl an Aktien, welche über vier Jahre gesperrt sind. Die variable
Komponente - sowohl in Aktien als auch in Bargeld - fällt weg. Die unabhän-
gigen Mitglieder des Ven¡¡altungsrates erhalten ein fixes Honorar. Das Hono-
rar wird zu 50 Yo in bar und zu 50 Yo in für vier Jahre gesperrten Aktien aus-
bezahlt. Jedoch haben die Mitglieder die Wahl, ihr Honorar auch zu 100 o/o in
UBS-Aktien zu beziehen.

- Die Konzernleitung erhält ein Fixsalär und einen våriablen Anteil in bar und in
Aktien. Dieser variable Anteil wird größtenteils zurückbehalten und nur aus-
bezahlt, wenn die Geschäftsentwicklung von UBS und ihrer unternehmens-
bereiche auch in den folgenden Jahren erfolgreich ist. wird kein Erfolg ver-
zeichnet, dann gibt es weder eine variable Barvergütung noch Aktien. Diese
Regelung soll einen Kultun¡vandel auslösen: Belohnt wird, wer über mehrere
Jahre gute Resultate liefert. Dabei werden die Kosten für das eingesetzte Ka-
pital und die eingegangenen Risiken ebenfalls berücksichtigt.

- Das neue System hat drei Komponenten:
1. Ein flxes Grundsalär
2. Eine variable Barvergütung (,,Cash Balance Plan")
3. Eine variable Aktienbeteiligung (,,Performance Equity plan,,)

Die zugrundeliegende Philosophie und die Elemente des neuen Modells für
die Konzernleitung werden auch auf die oberen Führungskräfte der unterneh-

ialer und gesellschaftlicher
n Rahmen dieses Beitrages
die Autoren hiezu auf die

Studie selbst verweisen (online zugänglich wie unter FN 20 angegeben).
uBs AG (Hrsg), UBS Bericht zur Vergütung vom 17. 11. 2oo1, online im lnternet unter
URL: http://www.ubs.com/1/g/investors/compensationreport.html (Stand 31. 1. 2009).
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Die Vergütung des Stiftungsvorstandes

2.4.1. V ariable Barvergütun g

- ?¡" variable Barvergütung basiert auf einem Bonus-Malus-system. Die für ein
Geschäftsjahr in Aussicht gesteilte variabre Barvergütung, .o*"it sie auf-grund guter Geschäftsentwicklung tatsächlich anfällti wird-nur bis zu einem
Maximum von einem Dritter ausbezahrt. Der größere Anteir wird auf einem
sperrkonto einbehalten und bleibt den künftigeñ Geschäftsrisiken ausgesetzt.
Ezielt UBS oder ein unternehmensbereich In einem ¡anr várrustá, resurtiert
ein Malus, der das Bonuskonto schmälert.

- Ein ähnliches Konzept gilt für die variable Aktienbeteiligung. Auch hier ist die
Geschäftsentwicklung von UBS über mehrere Jahre eñtscñeidend. Eine vari_
able VergLitung in Form von Aktien wird vorerst nur provisorisch zugeteirt. Die
Aktien gehen erst nach drei Jahren in das Eigentum der Fuhrungskiätte über,
sofern die Leistungskriterien erfüllt sind. Zuãem sind die runrffip"r.on"n
verpflichtet, 75 yo der e-rhartenen Aktien (nach steuezahrungj tú;;ãit"re J"n_
re zu halten. stimmt die Leistung in der Messperiode von ãrei Jahren nicht,
so reduziert sich der Anspruch auf r ie provisôrisch zugeteilten Àktien oOer
entfällt ganz. Dies verstärkt die Bindung an die Aktionärsinteressen.

2.4.2' Leistungskriterien dienen als Basis für die Bemessung des
Performance Equity plans

Die UBS orientiert sich in ihrem Vergütungsmodell an folgenden zwei Leistungs_
kriterien:

- Erreichen von bezüglich,,Economic profit,,(Ep)
- Ezielen eines neturn,,gbn¡

- Der EP ist
dasRisikokapitarberücksicn,,n..o"TËÊ,131iÊ?;t"'i.i#åXt-iliJi:t:l#;
der Erfüllung der Renditeeruartungen der Aktionäre verbleibt. Ep wird
also nur eziert, wenn die envirtschãftete Gesamtkapitarrendite größer ist
als die Kapitalkosten des Unternehmens.

- Der TSR misst den Erforg eines Aktienengagements. während die Divi-
dendenrendite nur das Verhärtnis der Dividénãe =ur g"gÀn*artigen Kurs
ausdrückt, ist der TSR eine Messgröße dafür, wie 

"r-cñ 
d".' wðrt e¡nes

Aktienengagements über einen beètimmten Zeitraum ninwág 
"nt*i"t "rthat. Berücksichtigt werden dabei sowohl die in dem zeitraimã"uslerichtete

Dividende als auch die eventuell erzielten Kursgewinne. uBS misst dabei
den TSR in Reration zur performance ausgewährter Konkurrenten oder
relativ zu einem breiter gefassten Bankenindex.

- Der Performance Equity pran ist eine zukunftsorientierte Anreizkomponen-
te und mit den jährrichen variabren Vergütungen auf Basis des Vorjahres
nicht direkt verknüpft. Die Leistungsmeðsung-für den ersten performance
Equity Plan beginnt im Jahr 2009. Die ersie mögriche Auszahrung bzw
ubertragung von Aktien ins Eigentum erfolgt im ,lánr zolz auf Basis der
unternehmensergebnisse sowie der Aktienkursperformance für die Drei-jahresperiode 2009 bis 2011.
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Peter KUNZ und Daniet LTEMBERGER

2.5. Zusamrnenfassung

berlegungen zu Vergütungsmodellen bei Aktien_
ische Umsetzung in einem aktuellen Beispiel)
schwierig zu bezeichnenden Wirtschaftsumfel_

gänzlichen umwälzung uon b"r"itXn"besteht

es aber nicht geben.
andelsrechtes in Kraft

chtsräte u"'pnb:hlå Î;jldJf '", 
j"g:l

rstandsvergütungen zu küzen.27
genen Mix aus fixem Grundentgelt und
mten Modell für den variablen Teil der

ni) und/oder Aktienoptionsmodellen, ein
ehmensentwicklung anzubíeten.28

rnehmen, die staafliche Unterstüt_
reich in eínem wesenflichen punkt

nze. lm österreichischen Finanzmarkt_
sierenden Durchführungsverordnung3s

r die Börse täuschen, Harvard Business
vom 29.9.2007, online im lnternet unter
8,S0B0S1,00.htmt (Stand 31. 1. 2009).
6 R223.

idF BcBl I Nr 46 vom 17. Oktober 2008.
ng (FmStFV) vom 20. Oktober 2008.

er von der
lichen Be_

26
27

30
31

32
33

34
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Die Vergütung des Stiftungsvorstandes

ist in Bezug auf Vergütungen fur Manager für Unternehmen, die staatliche Un-
terstützung im Sinn des $ 2 FinStaG in Anspruch nehmen ua die Verpflichtung
volgesehen, die aktuellen Vergütungssysteme auf ihre Anreizwirkung und An-
gemessenheit zu überprüfen und im Rahmen der zivilrechtlichen Möglichkeiten
sicher zu stellen, daß diese einerseits nicht zur Eingehung unangemessener
Risken verleiten und andererseits an langfristigen und nachhaltigen Ziele ausge-
richtet werden und transparent sind. Das Entgelt ist zwar auf ein angemessenes
Ausmaß zu begrenzen, ein betraglich fixierter Höchstbetrag wie in Deutschland
ist allerdings - nach Meinung der Autoren richtigerweise - nicht vorgesehen. Bei
allen österreichischen Aktiengesellschaften bleibt es daher die Aufgabe des
Aufsichtsrates, die Höhe der Vorstandsvergütungen festzulegen.

3. Die erfolgsabhängige Vergütung des Stiftungsvorstandes

Der Grundgedanke der lmplementierung von Vergütungsmodellen, die eine
nachhaltige Entwicklung eines Unternehmens fördern, muss wohl auch für Pri-
vatstiftungen gelten, wenn diese auch noch Jahrzehnte nach ihrer Gründung in

der Lage sein müssen, Ausschüttungen an ihre Begünstigten durchzuführen. Zu
der Frage, ob hierfür aus den oben aufgezeigten Vergütungsmodellen fúr Aktien-
gesellschaften einzelne Vorschläge auf die Vergütung von Stiftungsvorständen
umgelegt bzw für diese fruchtbar gemacht werden können, werden nachfolgend
grundsätzliche Überlegungen aufgezeigt.36

3.1. Gesetzlicher Rahmen für die Vengütung des Vorstandes einer
Privatstiftung

Gemäß $ 19 Abs 'l PSG haben die Mitglieder des Stiftungsvorstandes - soweit in
der Stiftungserklärung nicht anders vorgesehen - Anspruch auf eine Vergütung,
die mit ihren Aufgaben und mit der Lage der Privatstiftung in Einklang steht.

Die Höhe dieser Vergütung - soweit in der Stiftungserklärung nicht anders
vorgesehen - ist gemäß $ 'l 9 Abs 2 PSG auf Antrag eines Stiftungsorgans oder
eines Organmitgliedes vom Gericht zu bestimmen.

Das Gesetz überlässt es daher dem Stifter festzulegen, ob der Stiftungsvor-
stand eine Vergütung erhalten soll oder nicht und bejahendenfalls, wie die Ver-
qütunosreoeluno aussehen soll. Nur in dem - in der Praxis eher seltenen -
Fall,"' dass es keine Regelung über die Vergütung des Stiftungsvorstandes in
der Stiftungserklärung gibt, kommen die Bestimmungen des S 19 PSG und damit
auch die Zuständigkeit des Gerichts zur Festsetzung einer Vergütung zur An-

35 Verordnung des Bundesministers fúr Finanzen zur Festlegung nàherer Bestimmun-
gen und Auflagen für Maßnahmen nach dem Finanzmarktstabilitätsgesetz und dem
lnterbankmarktstärkungsgesetz idf BGBI ll Nr 382/2008.

36 Die Darstellung eines vollständigen Vergütungssystems für Stiftungsvorstände ist
aufgrund der jeweils notwenigen Adaptierung auf den Einzelfall nicht Gegenstand
dieses Beitrages

37 Abgesehen von Erfahrungen der Autoren aus der Praxis spricht auch die Tatsache
des - soweit ersichtlich - Nichtvorliegens einschlägiger Rechtsprechung zu diesem
Thema dafür, dass der Großteil der Stiftungserklärungen Regelungen über die Ver-
gütung des Stiftungsvorstandes enthalten und daher zumeist keine Bestimmung der
Höhe durch die zuständigen Gerichte erforderlich ist
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Peter KUNZ und Daniel LTEMBERGER

wendung.3s was die Höhe der nach Maßgabe der stiftungserklärung bestimmten
Vergütung betrifft, wird vertreten, dass im Fall einer (exzessiv) überhöhten Ver-
gütung das Mitglied des stiftungsvorstandes zum Begünstigten wird und infolge
vorliegender unvereinbarke^it nach $ 15 Abs2 PSG automatisch aus dem stif-
tungsvorstand ausscheidet."'

des stifters die vergütung von diesem festgesetzt wird und nach seinem Ab-
leben die in der Stiftungsurkunde festgesetzten Bestimmungen gelten.

se ;å:: säi
de lnsb aben-,
ob änze nicht.
Folgt man der neueren Meinung in der Lehre, dass die Vergütung nicht (exzes-
siv) überhöht ausfallen darf,*' stellt dies die einzige Vorgabe aus der sicht des
Privatstiftungsrechts dar, die der Stifter beachten muss.

Der stifter sollte jedoch eine entsprechend ,,attraktive" Vergütungsregelung
für den stiftungsvorstand vorsehen, damit auch ausreichend gut qualifizierte
Personen diese Funktion übernehmen.

3.2. Soll die Vergütung des Vorstands einer privatstiftung (zum
Teil) erfolgsabhängig sein? i

Auch den stiftungsvorstand wird - wie den vorstand einer Aktiengesellschaft -
eine erfolgsabhängige vergütung zu mehr Leistung motivieren als ein fixer Ver-

Unternehmen zu mehr Erfolg verhelfen, auch
diskutiert wird aber, wie der Erfolg zukünftig
ung oder Nichterreichung einen erfolgsabhän-

Anders als bei Aktiengesellschaften, bei denen schon aufgrund gesetzlicher
Anordnung (auch) der wirtschaftliche Erfolg als vorrangiges ziel rür dén Vorstand

Kalss/zollner, Mitwirkungs- und Kontrollrechte der Begünstigten - Gestaltungsmög-
lichkeiten des stifters / Zugleich ein Beitrag zur Governance in der österreicñischen
Privatstiftung, G-esRZ 2008,351 (362).
N. Arnotd, PSG'? (2007) g 19 Rz 14.
Kalss, Grenzen der Einflussnahme von Begünstigten in der privatstiftung, JEV 200g,

1? 9s); N.!*l¿, psc'z (2007) g 19 Rz 1s; Katslzoilner, GesRZ 2008:às1 (362).
N, Arnold, PSG'(2007) g 19 Rz 1S.
Siehe dazu die Beispiele unter Punkt 2.1.bis2.4.
Haunold/Havranek, zielsetzungen, Funktionen und eual¡tätsefordernisse der Exe-
cutive compe nsation, in s c h u ste r/ G rö h s/H av ra ne k, Execulive com pensation, 1 5 (20).
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bestimmt ist,aa ergibt sich dies für den Stiftungsvorstand aus dem Privatstiftungs-
gesetz nicht. $ 1 PSG gibt lediglich vor, dass es sich beim Stiftungszweck um
einen erlaubten45 handeln muss, stellt es im Übrigen aber dem Stifter vollkom-
men frei, diesen zu bestimmen.a6 Der Stiftungszweck kann beispielsweise die Unter-
stützung von Begünstigten oder auch die Erhaltung eines Schlosses für die Nach-
welt sein. ln beiden Fällen kann der Stiftungsvorstand seine Aufgabe verschie-
den gut erfüllen. Sofern der Stiftungszweck die Unterstützung von Begünstigten
ist, wird der Stiftungsvorstand, der beispielsweise laufende und erfolgreiche Ver-
handlungen über die Vezinsung von Cashbeständen führt oder ein aktives Ver-
mietungsmanagement einer Liegenschaft betreibt, eine bessere Leistung erbringen,
als ein diesbezüglich eher passiv agierender Stiftungsvorstand. Wenn der Stiftungs-
zweck die Erhaltung eines Schlosses für die Nachwelt ist, dann wird der Stif-
tungsvorstand, der es mit den vorhandenen Mitteln schafft, das Schloss original-
getreu zu erhalten, eine bessere Leistung erbringen, als derjenige, der die vorhan-
denen Mittel nicht entsprechend zielgerichtet einsetzt. Der Erfolg ist bei der Er-
haltung des Schlosses aber schwerer messbar und daher nur begrenzt geeignet,
als Zielerreichungskriterium für die Höhe der Vergütung herangezogen zu werden.

Wie auch bei Managern von Kapitalgesellschaften üblich, sollte die Vergütung
aber nicht nur vom Erfolg abhängen, sondern auch aus einem erfolgsabhängigen

leil bestehen, der aus einem fixen Betrag und einem allfälligen Sitzungsgeld be-
stehen kann. Diese ,,Basisvergütung" soll dem Stiftungsvorstand die Sicherheit
geben, auch im Falle einer - ohne sein Verschulden zustande gekommenen -
negativen wirtschaftlichen Entwicklung der Privatstiftung eine VergÜtung für
seine Tätigkeit zu erhalten. Bei einer ausschließlich auf erfolgsabhängige Krite-
rien absteLlenden Vergütung wird es schwer sein, Stiftungsvorstände zur Über-
nahme dieser Funktion zu motivieren. Soll ein Fixum daher tatsächlich nicht
vorgesehen werden, dann müsste eine besonders hohe Prämienzahlung für den
Fall positiver wirtschaftlicher Entwicklung vereinbart werden, das den Nachteil
der fehlenden fixen Vergütung ausgleicht.

Als Zwischenergebnis kann daher festgehalten werden, dass die Entschei-
dung, ob die Vergütung des Stiftungsvorstandes erfolgsabhängig sein soll, vom
Stiftungszweck abhängt. Manifestiert sich der Stiftungszweck letztendlich in der
Erzielung eines möglichst großen wirtschaftlichen Erfolges, dann ist - wie bei

Managern von Kapitalgesellschaften*' - eine an wirtschaftlichen Kennzahlen orien-
tiefte erfolgsabhängige Vergütung auch bei Stiftungsvorständen sinnvoll, um die
richtige Motivationslage für ein hohes Leistungsniveau zu schaffen. Besteht der
Stiftungszweck hingegen in der Erhaltung eines Schlosses oder einer Kunst-
sammlung für die Nachwelt, dann wird eine erfolgsabhängige Vergütung wohl im
Normalfall daran scheitern, dass deren Berechnungskriterien schwer beschreib-

45

46

47

Gemäß $ 70 AktG hat der Vorstand einer Aktiengesellschaft diese so zu leiten, wie
es das Wohl des Unternehmens unter Berücksichtigung der lnteressen der Aktionäre
und der Arbeitnehmer sowie das öffentliche lnteresse erfordert und hat daher wirt-
schaftlichen Erfolg anzustreben - vgl Nowotny in DoralÜNowotnylKalss (Hrsg),

Kommentar zum Aktiengesetz(2003) Band I $ 70 Rz 11 ff.
N. Arnold, PSG'z (2007) S 1 Rz 15; Kalss in Doratt/Nowotny/Kalss (Hrsg), Privatstif-
tungsgesetz Kommentar (1995) S 1 Rz 19.

Nichtsdestotrotz handelt es sich bei der Formulierung des Stiftungszweckes um

einen wesentlichen Bestandteil einer Stiftungserklärung mit weitreichenden Auswir-
kungen; vgl Eise/sberg, Stiftung und Unternehmen, ecolex-Scripl 2007, 3.

Siehe dazu die Beispiele unter Punkt 2.1 bis2.4.
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und messbar sind. Erfolgsabhängige, variable Vergütungsbestimmungen sollten
daher immer nur einen Teil der Gesamtvergütung darstellen.aE

3.3. Was ist bei erfolgsabhäng¡gen Vergütungsregelungen für
Stiftungsvorstände zu bedenken?

3.3.1. Vergütungsregelung und Stiftungszweck müssen aufeinander
abgestimmt sein

Bei einer Privatstiftung, deren Stiftungszweck die Unterstützung von Begünstig-
ten ist und die eine Dauer von hundeñ Jahren haben soll, wird es die Aufgabe
des Stiftungsvorstandes sein, sowohl die jetzigen Begünstigten - nach Maßgabe
allfälliger Bestimmungen der Stiftungsurkunde - zu unterstützen, als auch dafür
zu sorgen, dass dies auch während der nächsten hundert Jahre möglich ist.
Erfolgreich wirtschaftet daher ein Stiftungsvorstand, der einerseits einen mög-
lichst hohen Gewinn zu Stande bringt und andererseits aber dabei keine Risken
eingeht, das ,,stiftungsvermögen"ae der Privatstiftung zu gefährden. Die erfolgs-
abhängige Vergütung muss daher langfristig positive, möglichst risikoarme Ergeb-
nisse fördern, damit sie im Einklang mit einem derartigen Stiftungszweck steht.

Eine erfolgsabhängige Belohnung, die - ohne weitere Regelungen/Beschrän-
kungen - mittels eines bestimmten Prozentsatzes vom Jahresüberschuss oder
einer anderen Ergebniskennzahl berechnet wird, würde den Stiftungsvorstand
wohl motivieren, einen möglichst hohen Jahresüberschuss zu erwirtschaften,
weil dann auch der erfolgsabhängige Teil seiner Vergütung entsprechend hoch
wäre. Da aber größere Gewinne immer mit größerem Risiko verbunden sind,
würde die Gefahr bestehen, dass zur Erzielung kuzfristiger Gewinne zu hohe
Risken eingegangen werden. Um diesen nicht erwünschten Effekt zu verhindern,
könnte in der Stiftungsurkunde beispielsweise festgeschrieben s^ein, dass bei
einem Wertpapierdepot nur eine Rendite zB von maximal 4 Yo"u als Berech-
nungsbasis für eine Erfolgsbeteiligung herangezogen wird. Eine darüber hinaus-
gehende Rendite könnte entweder nicht mehr als Basis für die erfolgsabhängige
Belohnung gelten oder in Extremvarianten sogar zu einem Absinken der Be-
rechnungsbasis führen. Eine andere Möglichkeit bestunde darin, die erfolgsab-
hängige Vergütung zu deckeln, um damit dem Stiftungsvorstand die Motivation
zu nehmen, gewinnbringendere, dafür aber riskantere Veranlagungen zu tätigen.

Der erfolgsabhängige Teil der Vergütung muss die Erfüllung des jeweiligen
Stiftungszweckes fördern. Somit sollte bei Privatstiftungen, deren Stiftungszweck
die langfristige UnterstüEung der Begünstigten ist, eine erfolgsabhängige Vergütungs-
regelung - unbeschadet anderer ,,kapitalschützender" Regelungen der Stiftungs-
urkunde - vorgesehen werden, die das Eingehen von hohen Risiken nicht fördert.

Der übrige Teil der Vergütung des Stiftungsvorstandes sollte jedenfalls ein fìxer
Vergütungsbetrag im Sinne einer Basisvergütung sein.
Die Frage, ob und bejahendenfalls wie eine Kapitalerhaltungspflicht in der Stiftungs-
urkunde festgeschrieben werden soll, soll hier nicht näher erörtert werden. Prinzipiell
ist aber Erse/sberg, ecolex-Script 2007,3, zuzustimmen, dass nicht durchdachte
Vermögenserhaltungsverpflichtungen mehr Schaden als Nutzen bringen können.
Die vier Prozent, die heute vielfach als ,,risikolose" Rendite genannt werden, dürften
nicht fix festgeschrieben werden, sondern mtissten in Abhängigkeit vom jeweils übli-
chen Marktzins variieren.
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3.3.2. lst der Jahresüberschuss der Privatstiftung als Berechnungs-
basis für eine Erfolgsbeteiligung gee¡gnet?

Wenn eine Privatstiftung beispielsweise über Cashbestände, Wertpapiere, lm-
mobilien oder Unternehmensbeteiligungen verfügt, dann spiegelt sich - wie in
den folgenden Beispielen gezeigt wird - die Tüchtigkeit des Stiftungsvorstandes
nur zum Teil im Jahresüberschuss wieder:

- Wertsteigerungen von Wertpapieren, lmmobilien und Unternehmensbeteili-
gungen, die über die Anschaffungswerte hinausgehen, haben keine Auswir-
kungen auf den Jahresüberschuss.

- Wenn der Beteiligungsertrag aus einem Unternehmen, an dem die Privatstif-
tung beteiligt ist, deren Jahresüberschuss erhöht, wird unter Umständen nicht
berücksichtigt, dass die Ausschüttung des gesamten Ertrags aus der Sicht
des Beteiligungsunternehmens zur Unzeit erfolgt sein könnte.

- Stehen im Portfolio einer Privatstiftung zB Waldbestände, fließt der Ertrag aus
einer übergroßen Holzschlägerung kurzfristig in den Jahresüberschuss ein.
Keine Berücksichtigung findet hier aber die Tatsache, dass dadurch künftige
Erträge aus dem Waldbestand geschmälert werden.

- Aus dem Jahresabschluss geht zwar die Rendite eines Wertpapiers hervor,
nicht aber dessen Risiko. ln den letzten Jahren hätten beispielsweise ,,Madoff-
Papiere" das Jahresergebnis durch ihre hohen Renditen wesentlich verbessert.
Bei _einer längerfristigen Betrachtung wäre aber der voraussichtliche Totalver-
lust51 im Jahr 2008 für die Frage, ob die Rendite der Vorjahre als Erfolg zu
betrachten sind, zu berücksichtigen.

Es hängt von der jeweils konkreten Situation ab, ob der Stifter es für aus-
reichend erachtet, eine sich aus dem Jahresabschluss ergebende Kennzahl als
Berechnungsbasis anzuselzen (zB Jahresüberschuss oder EBIT), oder ob rer
eine davon zum Teil oder ganz losgelöste Berechnungsbasis bevozugt.

- Um Nachhaltigkeitsaspekte stärker in die Berechnungsbasis mit einfließen zu
lassen, könnte beispielsweise bei Unternehmensbeteiligungen, die von der
Privatstiftung gehalten werden, anstatt des in die Privatstiftung ausgeschütte-
ten Ertrags ein über einen längeren Beobachtungszeitraum errechnetes EBIT
abzüglich einer allfällig erforderlichen Abwertung im Jahresabschluss der Pri-
vatstiftung als Kennzahl herangezogen werden. Auf diese Weise könnte ver-
hindert werden, dass unternehmensgefährdende Ausschüttungen an die Pri-
vatstiftung erfolgen, um die Prämienbasis zu erhöhen.

- Um zu verhindern, dass lmmobilien (mit niedrigen Buchwerten) verkauft wer-
den, könnten Veräußerungserlöse, die sich aus derartigen oder auch anderen
Verkäufen ergeben, von der Berechnungsbasis fiir die Erfolgsbeteiligung
ausgeschieden werden.

- Bei Wertpapieren könnte man vorsehen, dass nicht die Bilanzwerte, die ja
maximal die Höhe der Anschaffungswerte haben dürfen, sondern Kurswerte
plus Dividenden anzusetzen sind.

51 N. N., Milliardenbetrug an der Wall Street trifft Wiener Banken, Der Standard vom
13.114. 12.2008, online im lnternet unter URL: http:i/derstandard.aU?url=l
?id=1227288485234%26sap=2o/o26_seile=21 (Stand 3l . 1 . 2009).
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3.3.3. Jahresüberschuss und Zuwendung an Begünstigte
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w die Erfolgsbeteiligung küzen würden).

3'3'4. Mehrjähriger Durchrechnungszeitraum ars Berechnungsbasis

en gefordert,sa sollten auch bei der er_
gsvorständen nicht nur das Ergebnis
ngezogen, sondern ein längerfristiger
um festgelegt werden. Wie oben unter

ie UBS nunmehr einen dreijährigen
ihrer erfolgsabhängigen Vergütung
bzw Durchrechnungszeitraum soil

ranlagung in einem Jahr zu einer über_
g führt, der Totalverlust dieser Veran_
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Aktionären als auch aus der sich'i von Ëegúnstigten einer privatstnung unoe_friedigend.
Die Anreizfunkt

rechnung des erfo
stand zu einem lan

Sinnvoll ist es
raum die Erfolgsbeteiligung nur zum Teil ¿
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.der Abrechnung ungs_zeitraum ergeben, nach einer allenfalls vð odes6möglichst gering zu halten (damit würde au keits_risiko entgegengewirkt werden können).
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3.3.5. Nachhaftung

Nach Ablauf eines mehrjährigen Berechnungszeitraumes stellt sich die Frage'

was mit Verlusten passieien soll, die nach dessen Ablauf eintreten, aber aus der

Zeil vor dem Ablauf resultieren, das heißt wirtschaftlich den Berechnungszeit-

raum betreffen.
Eine mögliche Variante wäre die Ablehnung einer Nachhaftungsklausel für

den Stiftungãvorstand mit dem Argument, dass die Risikogemeinschaft zwischen

Stiftungsvoistand und Privatstiftung für eine fixe Zeitspanne eingegangen wurde'

Darübãr hinaus würde ein mehrjähriger Berechnungszeitraum für den erfolgsab-

hängigen Teil der Vergütung ohnehin gegen die bisher üblichen einjährigen Be-

rech'nirngszeiträume béreits eine deutliche Verbesserung aus Sicht de.r Privatstif-

tung darãtellen. Und man könne sich eben nicht vor jedem Risiko zu Lasten des

Stift-ungsvorstandes schÜtzen. Dieser Argumentationslinie kann man freilich

entgegãnhalten, dass Erfolgsbeteiligungen, die aufgrund (überproportionaler) Er-

geb"niõse risikoreicher Verãnlagungen am Wertpapiermarkt in den Jahren 2005

óir ZOOZ ezielt werden konntei, aus der Sicht einer Privatstiftung unbillig sind,

weil die Privatstiftung im Jahr 2008 eben wegen dieser Veranlagungen am Wert-

papiermarkt um ein vielfaches mehr verloren hat als sie in den vorangegangen

Jahren damit verdient hat.
ln diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, wie mit einem stiftungs-

vorstandswechsel umzugehen ist. Der neue stiftungsvorstand könnte sich auf

den Standpunkt stellen, ãass er für die in seiner Periode eintretenden Verluste,

die aber aus der Zeit seiner vorgänger resultieren, ,,keine Haftung übernehmen

will" und eine daraus resultierende Schmälerung seiner Erfolgsbeteiligung nicht

akzeptabel sei. umgekehrt könnte der neue stiftungsvorstand gerade jm ersten

Jahr seiner Tatigkeit versuchen, sich für all seine Handlungen zu exkulpieren,

indem er die gesãmte wirtschaftliche Verantwortung seinem Vorgänger aufbürdet'

Eine aus éi"ht der Privatstiftung denkbare Lösung könnte daher sein, für den

ausscheidenden Stiftungsvorstand - immer im Hinblick auf seine Erfolgsbeteili-

gung - eine Nachhaftuñgsperiode für zB ein Jahr einzuführen, damit dieser ei-

ñenãlttattigen Verlust im ersten Jahr nach seinem Ausscheiden mittragen muss'

Der Nachfãlger würde somit den Verlust im ersten Jahre seiner Tätigkeit nicht

(zumindest n-icht zur Gänze) mittragen, würde aber an einem wirtschaftlich posi-

ìiven Ergebnis bereits voll partizipieren und hätte daher genauso wie sein Vor-

gänger ünd die privatstiftung das lnteresse an einer positiven und nachhaltigen

wirtschaftlichen Entwicklung'

3.3.6. Formeln (ohne Ermessen) oder Richtlinien (mit
ErmessenssPielraum)

Die Stiftungserklärung kann sowohl vorsehen, dass sich die Vergütung aufgrund

einer Formll errechnen lässt oder aber auf Grundlage von Richtlinien von der

hierfür in der stiftungsurkunde vorgesehene stelle - nach Ermessen - bestim-

men lässt.
Nach dem Ableben des stifters ist jedenfalls aus der Sicht der Privatstiftung

die Richtlinien-Variante anstelle der Berechnung der Vergütung des Stiftungs-

vorstandes auf Basis von fixen Formeln vozuziehen. Es zeigt sich immer wieder,

dass eine starre Vergütungsregelung ein großes Risiko in sich birgt, im Laufe der

Jahre aufgrund mannigfatiigeiUmstande (nicht zuletzt wirtschaftlicher Entwick-
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lungen) nicht praktikabel bzw angemessen zu sein und im ,,worst case', zu nicht

Für den stiftungsvorstand ist zwar prima vista die ,,Formel-variante,, von Vor-

3'3'7. lst díe vergütungsregelung für den stiftungsvorstand attraktiv
genug?
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rücksichtigung des sich aufgrund eines längeren Berechnungszeitraums für

Erfolgsbeteiligungen für sie ergebenden Risikos aus ihrer Sicht attraktiv ist.

3.3,8. Was spr¡cht gegen einen erfolgsabhängigen vergütungsante¡l?

4. Zusammenfassung

t es keinerlei Vorgaben dafür, wie die Vergütung

regeln ist. Der Stifter kann daher frei darüber ent-

des Stiftungsvorstandes zum Teil oder zur Gänze

60 Siehe unter Punkt 3.2.
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